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COVID-19 – Weitere Ertragsteuer-Entlastung 
DIE CORONA-KRISE BELASTET UNTERNEHMEN WEITER ERHEBLICH. DIE FINANZBEHÖRDEN ERLEICH-
TERN DAHER DIE VERLUSTVERRECHNUNG DER VERLUSTE IN 2020 MIT STEUERVORAUSZAHLUNGEN 
FÜR DAS JAHR 2019. 

Executive Summary 

• Die Finanzbehörden erweitern die Liquiditätshilfen 
für Unternehmen, welche Corona-bedingt dieses 
Jahr Verluste erwirtschaften werden.

• Diese Unternehmen können neben der Erstattung 
der für 2020 geleisteten Vorauszahlungen auch die 
Erstattung der für 2019 geleisteten Vorauszah-
lungen beantragen.

• Grundlage hierfür soll ein pauschal ermittelter 
Verlustrücktrag für das laufende Jahr 2020 sein.

• Als betroffene Unternehmen sollen alle Unterneh-
men, bei denen bereits die Vorauszahlungen für 
2020 auf 0 EUR herabgesetzt wurden, gelten.

• Sollte sich im Rahmen der Steuerveranlagung für 
2019 eine Nachzahlung ergeben, kann diese ggf. 
zinslos bis einen Monat nach Bekanntgabe des 
Steuerbescheides für 2020 gestundet werden.

Einführung 

Bisher konnten Unternehmen neben Steuerstundungen 
auch bereits für 2020 geleistete Steuervorauszahlungen 
sowie Umsatzsteuersondervorauszahlungen von den 
Finanzbehörden erstattet bekommen, wenn diese un-
mittelbar von der Corona-Krise betroffen waren.1 Am 
24.04.2020 veröffentlicht das Bundesministerium der 
Finanzen („BMF“) ein Schreiben, nach dem auch Voraus-
zahlungen für 2019 teilweise in einem pauschalen Ver-

1 Weitere Details können Sie unseren GSK Updates hierzu entnehmen: 
https://www.gsk.de/de/covid-19-rechtliche-auswirkungen-
coronakrise/  

fahren erstattet werden können.2 Von dieser Möglich-
keit können allerdings die Steuerpflichtigen, die bereits 
für das Jahr 2019 steuerlich veranlagt sind, nicht mehr 
Gebrauch machen, da eine Änderung des Vorauszah-
lungsbescheids nach Bekanntgabe des Jahressteuerbe-
scheids nicht mehr möglich ist und sich der Vorauszah-
lungsbescheid mit dem Jahressteuerbescheid erledigt 
hat. 

Steuerpflichtige mit Gewinn- oder Vermietungseinkünf-
ten können die nachträgliche Herabsetzung der Voraus-
zahlung zur Einkommen- oder Körperschaftsteuer für 
2019 jetzt auf Grundlage eines pauschal ermittelten 
Verlustrücktrags für 2020 beantragen.  

Die Prognose und Darlegung von Verlusten ist nach An-
sicht des BMF in der aktuellen Situation vielfach schwie-
rig, weshalb das BMF ein pauschaliertes Verfahren ein-
führt, welches allen Beteiligten die Handhabung erleich-
tern soll. Im Einzelfall bleibt es Steuerpflichtigen aber 
weiterhin möglich, durch Einreichung entsprechender 
detaillierter Unterlagen einen höheren drohenden Ver-
lust in 2020 darzulegen, als sich nach dem pauschalier-
ten Verfahren ergeben würde. 

Vorrausetzungen für die Inanspruchnahme des 
pauschal ermittelten Verlustrücktrags: 

Die Herabsetzung der Vorauszahlungen für 2019, durch 
den pauschalen Verlustrücktrag, erfolgt nur auf Antrag 
des Steuerpflichtigen, welcher schriftlich oder über das 
Onlineportal ELSTER bei dem für die Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer zuständigen Finanzamt zu stellen ist.  

2 BMF Schreiben vom 24.04.2020, Corona-Sofortmaßnahme: Antrag 
auf pauschalierte Herabsetzung bereits geleisteter Vorauszahlungen 
für 2019. 

https://www.gsk.de/de/covid-19-rechtliche-auswirkungen-coronakrise/
https://www.gsk.de/de/covid-19-rechtliche-auswirkungen-coronakrise/
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Antragsberechtigt für den pauschal ermittelten Verlust-
rücktrag ist nur, wer einkommensteuer- oder körper-
schaftsteuerpflichtig ist und im Jahr 2020 Gewinnein-
künfte (Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft, Einkünf-
te aus Gewerbebetrieb oder Einkünfte aus selbständiger 
Arbeit) oder Einkünfte aus Vermietung und Verpachtung 
erzielt. Sofern Einkünfte anderer Einkunftsarten daneben 
erzielt werden, ist dies unschädlich.  
 
Zusätzlich müssen die Antragsteller von der Corona-Krise 
unmittelbar und nicht unerheblich negativ betroffen 
sein. Sofern die Steuervorauszahlungen des Steuerpflich-
tigen für 2020 bereits auf 0 EUR abgesenkt wurden, soll 
jedoch von einer Betroffenheit ausgegangen werden, 
wenn der Steuerpflichtige versichert, dass er für 2020 
aufgrund der Corona-Krise eine nicht unerhebliche nega-
tive Summe der Einkünfte erwartet. 
 
Höhe des pauschalen Verlustrücktrags  
 
Der pauschale Verlustrücktrag aus 2020 beträgt 15 % des 
maßgeblichen Saldos, der zum Antrag berechtigenden 
Einkünfte (Gewinneinkünfte und Einkünfte aus Vermie-
tung und Verpachtung), welcher der Vorauszahlung für 
2019 zugrunde gelegt wurde. Der so zu ermittelnde 
Betrag ist auf 1 Mio. EUR oder bei zusammenveranlagten 
Ehegatten auf 2 Mio. EUR gedeckelt.  
 
Erstattungsanspruch der Vorauszahlungen aus 2019 
 
Der pauschale Verlustrücktrag ist von der Bemessungs-
grundlage  für  die  Vorauszahlung  für 2019 abzuziehen. 
Dadurch ergibt sich ein neuer niedrigerer Vorauszah-
lungsbetrag als bisher. Der bereits geleistete Vorauszah-
lungsbetrag für 2019 wird deswegen zu hoch sein und 
die Differenz zwischen dem bereits bezahlten und dem 
neuen niedrigeren Vorauszahlungsbetrag wird von den 
Finanzbehörden erstattet.  
 
Abwicklung des pauschalen Verlustrücktrags  
 
Da die Verluste aus 2020 im Veranlagungsverfahren erst 
im Steuerbescheid für 2020 berücksichtigt werden kön-
nen, kann es dazu kommen, dass es aufgrund der Rück-
erstattung der Vorauszahlungen im Rahmen der Ein-

kommensteuerveranlagung 2019 zu einem Nachzah-
lungsbetrag kommt. Dies würde betroffene Unterneh-
men im Laufe dieses oder nächsten Jahres treffen und 
ihnen dringend benötigte Liquidität entziehen. Die Fi-
nanzämter sollen daher etwaige Nachzahlungen, die sich 
aus der Berücksichtigung des pauschalen Verlustrück-
trags im Veranlagungsverfahren ergeben, unter dem 
Vorbehalt des Widerrufs und dem Vorbehalt der Zins-
festsetzung zinslos bis einen Monat nach der Bekannt-
gabe des Steuerbescheides für 2020 stunden, wenn im 
Zeitpunkt der Abgabe der Steuererklärung für 2019 der 
Steuerpflichtige weiterhin von nicht unerheblichen Ver-
lusten für 2020 ausgehen kann.  
 
Wenn im Jahr 2020 ausreichend Verluste vorhanden 
sind, entfällt aufgrund des Verlustrücktrags die für 2019 
festgesetzte und gestundete Nachzahlung, da die Steuer-
festsetzung vom Finanzamt herabgesetzt wird.  
 
Wenn im Jahr 2020 keine oder nicht ausreichende Ver-
luste vorhanden sind oder der Steuerpflichtige auf den 
Rücktrag verzichtet, ist die (verbleibende) Nachzahlung 
der festgesetzten Steuer einen Monat nach Bekanntgabe 
des Steuerbescheids 2020 zu zahlen.  
 
Falls ein Schätzungsbescheid für 2020 ergeht, weil der 
Steuerpflichtige zum Beispiel seiner Steuererklärungs-
pflicht für 2020 nicht nachkommt, werden nachträglich 
Stundungszinsen von den Finanzbehörden erhoben. Dies 
sollte der Steuerpflichtige, wenn möglich, vermeiden. 
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Fazit: 
 
Es ist zur Entlastung der Steuerpflichtigen und der Fi-
nanzverwaltung zu begrüßen, dass eine Herabsetzung 
der Vorauszahlungen für 2019 in einem schnellen pau-
schalen Verfahren im Rahmen eines Verlustrücktrags 
möglich wird. Dies ermöglicht Unternehmen frühzeitig 
und unkompliziert zusätzliche Liquidität zu sichern. 
 
Auch ist zu begrüßen, dass die Finanzbehörden die sich 
aus der Erstattung der Vorauszahlungen ergebenden 
Nachzahlungsrisiken im Veranlagungsverfahren adressie-
ren und etwaige Nachzahlungen ggf. zinslos stunden, bis 
eine Verlustverrechnung im Veranlagungsverfahren 
möglich ist. So kann der Antrag auf pauschale Verlustver-
rechnung genutzt werden, ohne sich dem Risiko auszu-
setzen, die zurückerstattete Vorauszahlung Ende des 
Jahres wieder zurück zahlen zu müssen, wenn die Krise 
gegebenenfalls noch nicht ausgestanden ist.  
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